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Beratungsgegenstand 
 
Abstimmungsvereinbarung zur Erfassung von Leichtverpackungen mit dem gelben Sack für den 
Zeitraum 2024 bis 2026 
(Referent: Dr. Schwaiger) 
 
Antrag: 
 
Der Vorstand wird ermächtigt eine Abstimmungsvereinbarung für den Zeitraum 2024 bis 2026 mit 
den Dualen Systemen zu verhandeln, die eine Fortführung des bisherigen Erfassungssystems für 
Leichtverpackungen ohne Änderungen vorsieht. 
 
 
 
Dr. Thomas Schwaiger 
Vorstand 
 
 
 
 



Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:   ja   nein 
 
wenn ja, 

Projektkosten Euro brutto: 

      

Verteilung Projektkosten 

 

 

Jährliche Folgekosten 

      

 

Investitionsplan 20/21 

Verpflichtungsermächtigung 20/21 

 

im Erfolgsplan 20/21 

Euro brutto: 

      

      

      

 

Weiterverrechnungen 

      

 
Kurzvortrag: 
 
Die Abstimmungsvereinbarung zur Erfassung von Leichtverpackungen für den Zeitraum 2024 bis 
2026 ist seitens INKB bis Ende März 2023 mit den Dualen Systemen zu verhandeln. 
 
 
In der Abstimmungsvereinbarung wird die Art (Hol- oder Bringsystem), der Abfuhrturnus und die 
Gefäßart (Sack oder Tonne) festgelegt.  
 
Die Abstimmungsvereinbarung für die Jahre 2021 bis 2023 sieht folgende Regelungen vor: 
 

 flächendeckendes Holsystem  
 zusätzliche Anliefermöglichkeiten auf den Wertstoffhöfen 
 Abfuhrrhythmus 14 tägig, wöchentliche Abfuhr im Innenbereich der Innenstadt 
 Gelber Sack, Wandstärke 19 μm 
 kostenfreie Gestellung von Umleerbehältern mit Volumen 1.100 Liter oder größer für 

Objekte mit mehr als 6 Wohneinheiten  
 
 
Für den Zeitraum 2024 bis 2026 soll der Inhalt der bisherigen Abstimmungsvereinbarung 
unverändert fortgeführt werden. 
 
 


